
 Kosten der Erteilung verbindlicher Auskünfte durch das Finanzamt

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 wurde die Einführung einer Gebührenpflicht für verbindliche Aus-
künfte  durch  das  Finanzamt  beschlossen.

Für die große Masse der Steuerbürger gilt jedoch nach wie vor: Allgemeine Auskünfte und Hilfestel-
lungen des Finanzamts bleiben auch künftig kostenfrei. Wenn sich ein Steuerpflichtiger im Finanzamt 
also nach der künftigen steuerlichen Behandlung bestimmter Ausgaben wie Fahrtkosten für den Weg 
zu Arbeit oder Abzug von Kinderbetreuungskosten erkundigt, so erhält er diese Auskunft auch weiter-
hin  unentgeltlich.

Die Gebührenregelung betrifft ausschließlich den Sonderfall der "verbindlichen Auskunft", der eine - 
in der Regel langfristige - Bindungswirkung für die Finanzverwaltung entfaltet. Es geht dabei um Aus-
künfte, die aufgrund eines förmlichen, schriftlichen Antrags in einem besonderen Verfahren erteilt 
werden und dauerhafte Planungssicherheit zum Ziel haben. Veränderungen wird es insbesondere für 
Investoren oder Unternehmen geben, die eine Umstrukturierung planen, die voraussichtlich zu erheb-
lichen steuerlichen Veränderungen führen können und die hierfür vorab von der Finanzverwaltung 
Planungssicherheit  erhalten  möchten.

Entscheidend ist dabei, dass es sich um noch nicht verwirklichte Sachverhalte handelt. Die Auskünfte 
des zuständigen Finanzamtes sind hierbei in der Regel sehr komplexe und zeitaufwändige Gutach-
ten, die häufig sogar an die Fachabteilungen der Oberfinanzdirektionen zur Bearbeitung weiterge-
reicht  werden.

Die Gebühren werden nach dem Gegenstandswert berechnet, den die verbindliche Auskunft für den 
Antragsteller hat. Die Höhe bestimmt sich nach dem Gerichtskostengesetz, wobei hier der Mindest-
gegenstandswert 5.000 Euro beträgt, was dann eine Mindestgebühr in Höhe von 121 Euro bedeutet. 
Bei einem Gegenstandswert von 500.000 Euro würde z. B. eine Gebühr in Höhe von 2.956 Euro fäl-
lig. Der Gegenstandswert ist auf 30 Mio. Euro begrenzt. Ist der Gegenstandswert auch nicht durch 
Schätzung bestimmbar, so kommt eine Zeitgebühr zum Tragen, die 50 Euro je angegangene halbe 
Stunde, mindestens jedoch 100 Euro beträgt. Bei Dauersachverhalten wird auf die steuerliche Aus-
wirkung im Jahresdurchschnitt abgestellt.

  Kinderbetreuungskosten: Arbeitsverträge müssen schriftlich vorliegen

Der Gesetzgeber hat die steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten ab dem Jahr 2006 
neu geregelt. Danach können Eltern die Kosten für die Betreuung ihrer Kinder entweder als Betriebs-
ausgaben, Werbungskosten oder als Sonderausgaben bzw. als sogenannte haushaltsnahe Dienst-
leistungen  direkt  von  der  Steuer  absetzen.

Doppelverdiener und berufstätige Alleinerziehende können erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten 
für Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Höhe von zwei Drittel der Aufwen-
dungen, höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 4.000 Euro je Kind, wie Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten  bei  der  Steuererklärung  geltend  machen

Beispiel:  Betragen die Betreuungskosten bei zwei Kindern pro Jahr 6.000 Euro, so müssen 2.000 
Euro selbst getragen und 4.000 Euro können steuerlich geltend gemacht werden. Die entstandenen 
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Kosten können zusätzlich neben dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag steuerlich geltend gemacht wer-
den.

Ähnliches gilt für Eltern, die dauerhaft erkrankt oder behindert sind oder sich in Ausbildung befinden. 
Hier können die Betreuungskosten als Sonderausgaben anerkannt werden, solange die Kinder noch 
keine 14 Jahre alt sind. Eltern, die nicht diese Voraussetzungen erfüllen, können die Betreuungskos-
ten ebenfalls als Sonderausgaben steuerlich geltend machen, allerdings nur für Kindergartenkinder 
(zwischen drei und fünf Jahren) Auch hier gilt der Höchstbetrag je Kind von zwei Drittel der Aufwen-
dungen,  höchstens  jedoch  4.000  Euro.

Können die Betreuungskosten weder als Betriebsausgaben/Werbungskosten noch als Sonderausga-
ben geltend gemacht werden, so besteht für Kinder, die jünger als drei oder älter als fünf Jahre sind, 
die Möglichkeit, die Kosten z. B. für Au-pair, Babysitter oder Tagesmutter als sogenannte haushalts-
nahe Dienstleistung in Höhe von 20 % der Aufwendungen, max. jedoch 600 Euro pro Jahr, direkt von 
der Steuer abzuziehen. Zu beachten ist allerdings, dass haushaltsnahe Dienstleistungen im eigenen 
Haushalt  erbracht  werden  müssen.

Anmerkung: Die Aufwendungen müssen durch Vorlage einer Rechnung und Zahlung auf das Konto 
der Betreuungsperson nachgewiesen werden. Erfolgt die Kinderbetreuung im Rahmen eines Arbeits-
verhältnisses, ist unter Rechnung der mit der Betreuungsperson abgeschlossene schriftliche Arbeits-
vertrag zu verstehen. Mündliche Arbeitsverträge werden von den Finanzämtern nicht anerkannt.

  Ein-Prozent-Regelung: Beweis des ersten Anscheins spricht für auch 
private Nutzung des Dienstwagens

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 7.11.2006 ein weiteres Mal zur Anwendbarkeit der 
sog. 1 %-Regelung Stellung genommen. Die Regelung betrifft die Besteuerung der Privatnutzung 
von betrieblichen Kraftfahrzeugen.

Im Streitfall war ein Handwerker nicht selbstständig tätig. Sein Arbeitgeber stellte ihm für dienstliche 
Zwecke ein Firmenfahrzeug zur Verfügung. Nach einer Lohnsteueraußenprüfung bei dem Arbeitge-
ber gelangte das Finanzamt zu der Auffassung, dass der Arbeitnehmer das Fahrzeug auch für priva-
te Zwecke genutzt habe. Da er kein Fahrtenbuch geführt hatte, ermittelte das Finanzamt den geld-
werten Vorteil der Privatfahrten pauschal nach der gesetzlichen 1 %-Regelung, wodurch sich die Ein-
kommensteuerbelastung des Arbeitnehmers erhöhte.

Der BFH hielt dies für zutreffend. Er verwies darauf, dass der Beweis des ersten Anscheins für eine 
auch private Nutzung des Dienstwagens spreche. Der Anscheinsbeweis könne durch Darlegung ei-
nes möglicherweise abweichenden Geschehensablaufs entkräftet werden. Dafür könne ein nicht nur 
zum Schein ausgesprochenes Verbot des Arbeitgebers, das Fahrzeug privat zu nutzen, ausreichen.

  Wiederholte Bildung einer Ansparrücklage für dasselbe Wirtschaftsgut 
eingeschränkt

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 6.9.2006 entschieden, dass die wiederholte Bildung ei-
ner Rücklage (sog. Ansparabschreibung) nur sehr eingeschränkt zulässig ist.

In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Fall hatte ein selbstständig tätiger Rechtsanwalt in den 
Jahren 1995, 1997 und 1999 jeweils eine sog. Ansparrücklage für die Anschaffung eines PKW ge-
winnmindernd berücksichtigt. Das Finanzamt hatte die Rücklage im Streitjahr 1999 mangels Konkre-
tisierung des Investitionszeitpunktes nicht anerkannt. Das Finanzgericht gab der Klage des Rechts-
anwalts statt und entschied, eine genaue Angabe des Investitionszeitpunktes sei entbehrlich. Auch 
die wiederholte Bildung einer Ansparrücklage für die Anschaffung desselben Wirtschaftsgutes sei un-
eingeschränkt möglich.

Der BFH hielt Letzteres für unzutreffend. Werde für die Anschaffung eines Wirtschaftsgutes eine An-
sparrücklage gebildet, ohne die geplante Investition innerhalb des Zwei-Jahres-Zeitraums zu realisie-
ren, könne für dasselbe Wirtschaftsgut nur dann erneut eine Rücklage gebildet werden, wenn der 
Steuerpflichtige eine einleuchtende Begründung dafür abgebe, weshalb die Investition trotz gegentei-
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liger Absichtserklärung bislang nicht durchgeführt worden, gleichwohl aber weiter geplant sei.

Damit hat der BFH der Praxis der wiederholten Rücklagenbildung ohne nachweisliche Investitionsab-
sicht einen Riegel vorgeschoben.

  Änderung bei der Feststellung der Verluste

Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH), wonach die Verlustfeststellung auch nach vielen 
Jahren nachgeholt werden kann, wenn sie für eine andere Steuerfestsetzung bzw. Verlustfeststellung 
von Bedeutung ist, war für die Finanzverwaltung sicherlich kein Grund zur Freude.

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes (JStG) 2007 wurde nunmehr eine Gesetzesänderung be-
schlossen, die sicherstellen soll, dass diese BFH-Rechtsprechung nicht zur Anwendung kommt. Ver-
lustfeststellungsbescheide können nunmehr nur innerhalb der allgemeinen Feststellungsfrist erge-
hen. Die Feststellungsfrist beträgt einschließlich der Anlaufhemmung sieben Jahre, beginnend nach 
Ablauf des Verlustentstehungsjahres. Sie endet jedoch nicht, bevor die Festsetzungsfrist für den Ver-
anlagungszeitraum abgelaufen ist, auf dessen Schluss die Feststellung des Verlustes erfolgt. Einzige 
Ausnahme ist, wenn das Finanzamt pflichtwidrig unterlassen hat, den Verlustfeststellungsbescheid 
zu erlassen, obwohl die Verluste in der Steuererklärung angegeben wurden. In diesem Fall muss das 
Finanzamt den Verlustfeststellungsbescheid zeitlich unbegrenzt erlassen. Die Änderung gilt für alle 
noch nicht abgelaufenen Feststellungsfristen bei In-Kraft-Treten des JStG 2007.

Fazit: Verluste, z. B. aus privaten Veräußerungsgeschäften, sind in der Einkommensteuererklärung 
geltend zu machen. Falls dies in der Vergangenheit unterblieben ist, kann der Antrag auf Verlustfest-
stellung nur dann wirksam nachgeholt werden, wenn die allgemeine Feststellungsfrist für das betref-
fende Veranlagungsjahr noch nicht abgelaufen ist.

  Neuregelung der Entfernungspauschale wird gerichtlich geprüft

Der Bund der Steuerzahler hat einen Musterprozess gegen die von der Großen Koalition mit dem 
Steueränderungsgesetz 2007 beschlossenen Beschränkungen bei der Entfernungspauschale einge-
leitet.

Die Streichung des Fahrtkostenabzugs für beruflich bedingte Wegstrecken bis zu 20 Kilometer ver-
stößt nach Ansicht des Bundes der Steuerzahler gegen das in der Verfassung verankerte Prinzip der 
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Die Durchbrechung dieses Prinzips kann 
auch nicht mit der notwendigen Haushaltskonsolidierung gerechtfertigt werden.

Die Gesetzesbegründung, die Arbeit beginne ab dem Jahr 2007 aus steuerrechtlicher Sicht erst am 
Werkstor, sodass Fahrtkosten zur Arbeit nicht mehr als Werbungskosten geltend gemacht werden 
können, ist mit dem Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit nicht im Einklang. Schließ-
lich sei es nicht möglich, dass jeder Steuerzahler direkt bei seiner Firma wohnt. Die Fahrten zur Ar-
beit sind unumgänglich und müssen ohne Beschränkung abzugsfähig sein.

  Umtausch von Gegenständen nach dem 1.1.2007

Eine Warenlieferung, die bis zum 31.12.2006 dem Steuersatz von 16 % unterlag, ist im neuen Jahr 
bekanntlich teurer, wenn der Händler die Umsatzsteuererhöhung auf 19 % an seine Kunden weiter-
gegeben hat. Dies gilt auch für den Umtausch. Beim Umtausch wird die ursprüngliche Lieferung aus 
dem alten Jahr (mit 16 % USt) rückgängig gemacht. Stattdessen erfolgt eine neue Lieferung im neu-
en Jahr mit dem Umsatzsteuersatz von 19 %. Der Umtausch im neuen Jahr kann daher eine unange-
nehme Überraschung mit sich bringen.

Beispiel: Ein Steuerpflichtiger A schenkt seiner Frau zu Weihnachten eine hochwertige Armbanduhr 
im Wert von 10.000 Euro (Nettobetrag 8.620,69 Euro + 16 % USt 1.379,31 Euro). Die Ehefrau hatte 
sich allerdings eine andere Uhr gewünscht, die 2006 ebenfalls 10.000 Euro kostete. A will die Uhr 
umtauschen.
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Es bestehen folgende Möglichkeiten: 

• Der Juwelier zeigt sich kulant und verkauft A die gewünschte Uhr zum alten Preis von 10.000 
Euro (Nettobetrag 8.403,36 Euro + 19 % USt 1.596,64 Euro). Er hat in diesem Fall eine Um-
satzeinbuße von 217,33 Euro und muss im Ergebnis die USt von (1.596,64 Euro ./. 1.379,31 
Euro =) 217,33 Euro im Zeitpunkt des Umtausches an das Finanzamt abführen. 

• Der Händler macht seine Preiskalkulation wie bisher und verlangt für die neue Uhr (Nettobe-
trag 8.620,69 Euro + 19 % USt 1.637,93 Euro =) 10.258,62 Euro. Der Kunde hat beim Um-
tausch die Differenz i. H. v. 258,62 Euro zu zahlen. Der Juwelier muss im Ergebnis (1.637,93 
Euro ./. 1.379,31 Euro =) 258,62 Euro USt an das Finanzamt abführen.

  Basiszins / Verzugszins

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB 
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 % 
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 % 
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 % 
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 % 
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 % 
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 % 
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 % 
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
ab 1.1.2007 = 2,70 %

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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